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1 Einleitung 

Im Fokus der lokalen Politikwissenschaft steht die Kommune in der Regel nicht als 
Teil der Landesverwaltung, sondern als politischer Ort, an dem „mehr Demokratie“ 
erprobt werden kann. Gerade in der politischen Bildung hat sich der Begriff der 
Kommune als „Schule der Demokratie“ fest etabliert. Unbestritten können demo-
kratische Verhaltensweisen und politische Fähigkeiten hier schon früh ausgebildet 
werden. Örtliche Lösungen bieten strukturell aufgrund ihrer geringen Distanz besse-
re Eingriffs- und Mitwirkungsmöglichkeiten für die Bürger. Diese demokratischen 
Potentiale der lokalen Ebene werden in der Politikwissenschaft und in der politischen 
Praxis angesichts von wachsender Politikerverdrossenheit und Legitimitätsproblemen 
im Zuge von Europäisierung und Globalisierung zunehmend betont. Die Überschau-
barkeit der kommunalen Problemlagen wird häufig als das entscheidende Potential 
angesehen, an denen Bürgerdialoge und politische Aufklärung ansetzen sollten. 
Allerdings haben die Kommunen auf der anderen Seite nur wenig Handlungsspiel-
räume und viele Kommunalhaushalte sind in der Vergeblichkeitsfalle gefangen. Dies 
ist das in der Politikwissenschaft hinreichend bekannte Dilemma der Größe: 

„Je kleiner eine demokratische Einheit, desto größer ist ihr Potential der 
Bürgerbeteiligung und je geringer die Notwendigkeit, daß die Bürger 
Regierungsentscheidungen an Repräsentanten delegieren. Je größer die 
Einheit, desto größer die Fähigkeit mit Problemen fertig zu werden, die 
für die Bürger von Bedeutung sind, und desto größer die Notwendig-
keit, daß die Bürger Entscheidungen an Repräsentanten delegieren“ 
(Dahl 2006: 76). 

Auch die Landesgesetzgeber haben durch grundlegende Kommunalverfassungsre-
formen den Potentialen der kommunalen Selbstverwaltung zunehmend Rechnung 
getragen. In den Verfassungen wird jetzt vor allem für die Kommunen „mehr De-
mokratie gewagt“. Die Direktwahl der Bürgermeister (mit Ausnahme der Stadtstaa-
ten) und die Möglichkeit zu Bürgerbegehren wurden flächendeckend eingeführt. 
Die Bürger verfügen heute formal über eine stärkere Position im kommunalen Ent-
scheidungsprozess als jemals zuvor in Deutschland. Dies entspricht auch den Präfe-
renzen der bundesdeutschen Wählerschaft. So gehören Referenden für mehr als 
90 % aller Wahlberechtigten zu den wesentlichen Bestandteilen der Demokratie 
(Pickel 2014: 47) und drei Viertel aller Wahlberechtigten befürworten mehr Bürger-
entscheide – insbesondere bei großen Bau- und Verkehrsprojekten (Mono 2014: 
21). 

Insgesamt hat sich damit auf lokaler Ebene ein Mix aus direkter, kooperativer und 
repräsentativer Demokratie etabliert, dem aus normativer Sicht häufig eine positive 
Legitimationsbilanz zugeschrieben wird (Bogumil 2001; Kersting 2004).  
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Diese harmonistische Version wird insbesondere von dem Verein „Mehr Demokra-
tie“ unterstützt, der einen wesentlichen Anteil der empirischen Daten und wissen-
schaftlichen Arbeiten mitprägt oder herausgibt und als Lobbyorganisation verständ-
licherweise wenig Interesse an einer Untersuchung gravierender Probleme direktde-
mokratischer Verfahren zeigt. 

„Die direkte Demokratie ist wie ein Damoklesschwert über den Gewähl-
ten. Sie werden aufmerksamer für die Anliegen und Interessen der Bür-
ger/innen, reden mehr und entscheiden weniger über deren Köpfe hin-
weg. So wird die repräsentative Demokratie repräsentativer“1. 

Auch Wissenschaftler im Umfeld der Bertelsmann Stiftung kommen zu einer ähnli-
chen Einschätzung, nach der die Kombination von Demokratietypen „eher zu positi-
ven Effekten“ (Geißel et al. 2014: 492) führt. Es gebe bisher „keine Hinweise auf 
negative Effekte“ (495). 

Allerdings fehlten bisher tiefergehende Untersuchungen insbesondere der Auswir-
kungen der institutionellen Reformen der repräsentativen und direkten Demokratie 
weitgehend. Das ist darauf zurückzuführen, dass die lokale Politikwissenschaft tradi-
tionell davon ausgeht, dass die kommunalen Entscheidungsprozesse weitgehend 
unabhängig von den bundesdeutschen Kommunalverfassungen strukturiert sind 
(Naßmacher/Naßmacher 2007: 248; Egner 2013: 246). Vielmehr sei ein fortschrei-
tender Modernisierungsprozess der Parteipolitisierung zu verzeichnen (Holtmann 
1998; Holtmann 2013), der auch durch institutionelle Reformen nicht aufzuhalten 
sei. Dies wird zudem aus normativer Sicht begrüßt, weil damit die Bürger in der 
Kommunalpolitik als „Schule der Demokratie“ gleich die parlamentarische Demo-
kratie konkurrenzdemokratischer Prägung erlernen (Holtmann 1992: 13).  

Auch in heutigen Lehrbüchern wird die starke Parteipolitisierung noch sehr dogma-
tisch als wesentliches Merkmal der modernen Demokratie hervorgehoben und ab-
weichende Meinungen werden als unmodern und „vordemokratisch“ klassifiziert. 

„Die juristisch geprägte deutsche Kommunalwissenschaft scheint ent-
schlossen, einen ‚Naturschutzpark’ eigener Art zu verteidigen; das Ein-
dringen der Parteien in die demokratische Gemeinde wird zum Problem 
erklärt… Politikwissenschaftler und Sozialdemokraten halten Parteipoli-
tik auch im Rathaus für notwendig, weil das Ringen einer Gesellschaft 
um mehr Gleichheit und mehr öffentliche Dienstleistungen auch in der 
Gemeinde stattfindet … Die traditionelle Vorstellungsweise von einer 
eingeschränkten Parteilichkeit der kommunalen Selbstverwaltung steht 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

1   Download der Grundlagenbroschüre des Vereins unter http://www.mehr-demokratie.de/ 
fileadmin/pdf/MD-Grundlagenheft.pdf: 5, abgerufen am 30.12.14. 
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dem neueren Anspruch auf parteipolitische Parlamentarisierung der 
Kommunalpolitik gegenüber“ (Naßmacher/Naßmacher 2007: 26-27). 

Diese Position wurde also in bewusster Abgrenzung zu der juristisch dominierten 
Kommunalwissenschaft entwickelt, die von starken Wirkungen institutioneller Re-
formen ausgeht (vgl. ausführlich Holtkamp 2008a). Insbesondere die Süddeutsche 
Ratsverfassung baden-württembergischer Prägung wird seit Jahrzehnten von Juris-
ten schon als „die beste“ Kommunalverfassung für alle Städte und Gemeinden pro-
pagiert, auch weil der direktgewählte Bürgermeister, der mit starken Kompetenzen 
ausgestattet werden soll, als Gegengewicht zu einem kommunal ausufernden Par-
lamentarismus und Parteienwettbewerb gilt, der die begrenzten Handlungsspiel-
räume der kommunalen Selbstverwaltung als Teil der Landesverwaltung gefährde 
(Knemeyer 1990: 54). Oder wie es im traditionsreichen Handbuch der kommunalen 
Wissenschaft und Praxis aus juristischer Perspektive ausgedrückt wird: 

„Freilich sollen auf kommunaler Ebene einstimmige Entscheidungen … 
quer durch die Parteien in Geschmacks- und Ermessensfragen guter 
Brauch sein; ein stetiges Pochen auf Parteidisziplin und Fraktionstreue 
würde in der Tat dem Sachelement im kommunalen Entscheidungspro-
zess auf die Dauer Gewalt antun“ (Püttner 2007: 386). 

Diese unterschiedlichen Lager entstanden bereits in den 1970er Jahren und die Poli-
tikwissenschaft schrieb das geringe Interesse an den Kommunalverfassungen pfad-
abhängig fort.  

Diese politikwissenschaftliche Position zu Kommunalverfassungen scheint aber im 
Lichte der Ergebnisse der vergleichenden Regierungslehre durchaus fragwürdig zu 
sein. Für Nationalstaaten würde man bei allen notwendigen Relativierungen von 
institutionellen Einflüssen sicherlich nicht behaupten, dass es für die Entscheidungs-
prozesse in Deutschland weitgehend irrelevant wäre, wenn eine präsidentielle Ver-
fassung eingeführt, der Bundeskanzler abgeschafft und ein Präsident mit weitge-
henden Kompetenzen direktgewählt würde. Während gerade im Zuge neoinstituti-
onalistischer Ansätze die Wirkungskraft von Institutionen in der Politikwissenschaft 
wieder stärker betont und untersucht wird, wird bezogen auf die lokale Ebene das 
Gegenteil behauptet. Folglich wurden auch die unterschiedlichen institutionellen 
Reformen kaum empirisch untersucht und die weiterhin bestehenden Varianzen 
zwischen den Bundeländern gerieten aus dem Blick. Auch praktische Probleme, wie 
Ressourcenengpässe, spielen eine Rolle für diese geringen Forschungsaktivitäten. Die 
organisatorischen Kapazitäten der Lokalen Politikforschung sind „im Vergleich zu 
anderen Subdisziplinen nur ein Randbereich in der deutschen politischen Wissen-
schaft“ (Bogumil/Seuberlich 2014: 48). Das führt beispielsweise dazu, dass die For-
schungsstelle Bürgerbeteiligung der Bergischen Universität Wuppertal, die als einzi-
ge alle Daten zu Bürgerbegehren sammelt, mit Gutachten für die Praxis vollkommen 
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ausgelastet ist. Nur in Ausnahmefällen konnte die Datenbank für die Grundlagen-
forschung genutzt werden (Freier/Mittendorf/Holtkamp 2016). 

Damit ist der bisherige Forschungsstand unbefriedigend, weil dadurch viele Erfah-
rungen, die man mit dem Mix der drei Demokratieformen nur auf der lokalen Ebene 
untersuchen hätte können, weitgehend unbeachtet blieben. Die politikwissenschaft-
liche Forschung konzentrierte sich weitgehend auf die isolierte Untersuchung der 
kooperativen Demokratie, der immer wieder in Wellenbewegungen unter neuen 
Begrifflichkeiten („Modernisierung der Demokratie“, „partizipative Netzwerke“, 
„partizipative Governance“ oder „deliberative Beteiligungsverfahren“) eine positive 
Leistungsbilanz bescheinigt wird. Auf diese Beteiligungseuphorie folgen regelmäßig 
eher die ernüchternden Evaluationsergebnisse vor Ort (Holtkamp et al. 2006), die 
damit verdeutlichen, dass demokratische Reformen nicht selten neue Legitimations-
probleme hervorbringen, ohne alte zu lösen. 

Insgesamt ist also davon auszugehen, dass institutionelle Reformen auch auf kom-
munaler Ebene wirken („institution matters“), aber eine reibungslose Implementati-
on im Sinne der Reformer, wie es der Rational-Choice-Institutionalismus häufiger 
voraussetzt, nur selten zu erwarten ist. Neben Institutionen und Interessen spielen 
die jeweiligen gesellschaftlichen Kontexte und Pfadabhängigkeiten im Implementa-
tionsprozess eine maßgebliche Rolle.  Gerade die Wirkung demokratischer Reformen 
sind stark kontextabhängig (Zittel 2007: 227) und deshalb ist beispielsweise der un-
reflektierte Import „einzelner Institutionen aus grundlegend unterschiedlichen poli-
tisch-institutionellen Kontexten wie etwa die ‚Einpflanzung‘ direktdemokratischer 
Instrumente schweizerischen Stils in Systemkontexte mit parlamentarischer Regie-
rungsform“ (Helms 2009: 206) grundsätzlich problematisch (Armingeon 2011: 54). 
So wie es der historische Institutionalismus betont, haben sich unterschiedliche in-
formelle Normen und Entscheidungsmuster auch in den Kommunen „eingeschlif-
fen“, die auch bei neuen rechtlichen Rahmenbedingungen teilweise fortgeschrieben 
werden (Holtkamp 2008a; Lehmbruch 2012). Für diese Pfadabhängigkeiten gibt es 
rationale, machtpolitische und auch von den Akteuren nichtreflektierte Gründe 
(Pierson 2000; Mahoney 2000: 517): 

• Gemeinsam über einen langen Lernprozess erworbene kognitive Orientierun-
gen, wie z. B. die konkurrenzdemokratische Orientierung in einigen Kommu-
nen, die sich dadurch reproduzieren, dass sie mit der Zeit für die Akteure als 
funktional, legitim und letztlich alternativlos gelten. 

• Zudem sind mit der Schaffung von Institutionen und neuen Routinen häufig 
höhere Einstiegskosten verbunden, die sich für die Akteure mit zunehmender 
Dauer erst im „eingespielten“ Zustand rentieren. Deshalb kann ein einmal ein-
geschlagener Pfad häufiger kaum noch verlassen werden (lock-in). 

• Nicht zuletzt werden durch institutionelle Reformen auch Macht- und Vertei-
lungsfragen neu entschieden, die aber im Implementationsprozess von den ein-
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flussreichen Akteuren informell im Sinne ihrer Interessen zum Teil wieder rück-
gängig gemacht oder „umspielt“ werden können. 

Es kommt also häufiger zu einer Interaktion von alten informellen Entscheidungs-
mustern und neuen formalen Institutionen, deren Auswirkungen teilweise nur 
schwer prognostizierbar sind (Benz 2004) und deshalb meist nur im Nachhinein em-
pirisch erhoben werden können. Werden also in den Kommunen informell konkur-
renzdemokratische Entscheidungsmuster fortgeschrieben, treffen diese auf die neu-
geschaffenen institutionellen Vetopositionen (Direktwahl und Bürgerentscheide), 
was für die nationale Ebene immer als problematisches Zusammenspiel galt (Scharpf 
2000).  

Ähnlich wie in der vergleichenden Regierungslehre wird auch von kommunalen Ent-
scheidungsträgern, vertreten durch die kommunalen Spitzenverbände, das Zusam-
menspiel von direkter und repräsentativer Demokratie eher skeptisch eingeschätzt. 
Gerade im Hinblick auf Infrastrukturentscheidungen wird eine Art „Verhinderungs-
demokratie“ (Henneke 2012: 1078) befürchtet, in der Anwohner – dem »Nimby«-
Prinzip folgend – Standortentscheidungen mit direktdemokratischen Vetopositionen 
blockieren und damit Innovationen zu Gunsten einer stark Status quo-orientierten 
Politik verhindern. Bei einer Senkung von Abstimmungsquoren befürchten die 
kommunalen Spitzenverbände den „Weg in die Neinsager-Demokratie“. 

Des Weiteren wird erwartet, dass die Senkung von Verfahrenshürden sozial selektive 
Politikergebnisse begünstigt: 

„Erfahrungsgemäß werden Bürgerbegehren regelmäßig aus gut gebilde-
ten Bevölkerungsgruppen mit Spezialinteressen heraus betrieben. Zuge-
spitzt formuliert, Bürgerbegehren sind das Instrument des Bildungsbür-
gertums. Es besteht deshalb die Sorge, daß engagierte Minderheiten mit 
starker Mobilisierungskraft Mehrheitsmeinungen in der Stadtverordne-
tenversammlung konterkarieren und schlimmsten Falls in der Folge Inte-
ressen bildungsferner Milieus künftig weniger Beachtung in der Kom-
munalpolitik finden“ (Hessischer Städtetag 2015: 5)2. Ebenso präferie-
ren die kommunalen Verwaltungsspitzen in Umfragen eher eine Erhö-
hung als eine Senkung von Quoren (Kösters 2007: 141). 

Wegen dieser Bedenken empfiehlt der Deutsche Städte- und Gemeindebund seinen 
Mitgliedern – in bemerkenswerter Offenheit in Opposition zu den Präferenzen der 
Wählerschaft –, im Rahmen ihrer Stadtentwicklungspolitik Verfahren der Bürgerbe-

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

2   Hessischer Städtetag 2015, http://starweb.hessen.de/cache/AV/19/INA/INA-AV-025-
T4.pdf, abgerufen am 30.12.14. 
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teiligung zu wählen, „die ein Bürgerbegehren oder einen Bürgerentscheid vermei-
den“ (DSTGB 2013).3  

Demnach stützen auch Teile der Verwaltungspraxis nicht die harmonistische Erzäh-
lung der lokalen Politikforschung, nach der die repräsentative Demokratie durch die 
direkte Demokratie ausschließlich „bereichert“ wird.  

Vor dem skizzierten theoretischen Hintergrund sind die (offensichtlich nicht nur po-
sitiven) Erfahrungen der bundesdeutschen Kommunen mit Demokratiereformen von 
besonderem Interesse für die vorrangig nationalstaatlich ausgerichtete vergleichende 
Regierungslehre und Demokratieforschung. Die in diesen Subdisziplinen immer wie-
der diskutierte „Demokratisierung der Demokratie“ bzw. „demokratische Innovati-
onen“ als Antwort auf die Parteienkrise ist in den Kommunen längst vollzogen – 
wenn auch im unterschiedlichen Maße und mit ambivalenten Wirkungen. Insbeson-
dere in den konkurrenzdemokratischen Kommunen liegen damit durchaus ähnliche 
Kontexte, wie auf Bundes- und Landesebene vor, so dass sich besser als im interna-
tionalen Vergleich Erfahrungen mit diesem neuen Zusammenspiel von direkter, re-
präsentativer und kooperativer Demokratie übertragen lassen. Zudem ist der Feldzu-
gang zur kommunalen Ebene für die Forschung und Studierende in der Regel leich-
ter als zur Bundes- und Landesebene und die hohe Anzahl der Kommunen ermögli-
chen aussagekräftige quantitative Studien, so dass die Untersuchung der Kommu-
nen einige Vorteile mit sich bringt. Diese können vor allem im Vergleich genutzt 
werden, für den konstitutiv ist, dass nicht jede Kommune einfach anders ist oder 
einer Eigenlogik folgt. Bei aller Varianz der kommunalen Entscheidungsstrukturen 
treten immer wieder spezifische Entscheidungsmuster auf, die gut auch durch insti-
tutionelle Variablen erklärt werden können (Gemeindegröße, Kommunalverfassung, 
Förderprogramme des Landes etc.). Im Gegensatz zu Fallstudien, die häufig die loka-
len Spezifika überbetonen und zur „lokalen Kleinkunst“ neigen, sollen in dieser Un-
tersuchung vor allem generalisierbare Tendenzen und die Wirkung von Erklärungs-
variablen herausgearbeitet werden. 

Im vorliegenden Buch wird versucht, die Erkenntnisse der verschiedenen Subdiszipli-
nen der Politikwissenschaft zusammenzuführen, ohne dabei die Besonderheiten der 
kommunalen Ebene auszublenden. Damit soll versucht werden, die empirischen 
Untersuchungen der lokalen Politikforschung aus dem „kommunalwissenschaftli-
chen Ghetto“ herauszuführen und stärker als bisher Bezüge zur vorwiegend natio-
nal ausgerichteten Parteienforschung und vergleichenden Regierungslehre herzustel-
len.  

Wenn in dieser Untersuchung Kategorien der vergleichenden Regierungslehre und 
Demokratieforschung auf die lokale Ebene bezogen werden, sind einige gravierende 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         

3   Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Rheinland-Pfalz, 
http://www.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-224-16.pdf, abgerufen am 30.12.14. 
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Besonderheiten zu berücksichtigen. Neben den bereits angesprochenen Kommunal-
verfassungsreformen und der spezifischen Nähe der Kommunen zu den Bürgern ist 
insbesondere in der Politikwissenschaft die Rechtstellung der Kommunen als Teil der 
Landesverwaltung stärker zu berücksichtigen. Auch wenn die Kommunen zu den 
drei Hauptverwaltungsebenen im deutschen Regierungssystem gehören, so sind sie 
staatsrechtlich Teil der Länder und unterliegen damit ihrem Aufsichts- und Wei-
sungsrecht. Die durch die Produktion immer detaillierterer Standards und durch die 
vor allem exogen verursachte kommunale Haushaltskrise induzierten geringen 
kommunalen Handlungsspielräume (Holtkamp 2010, 2012) führen dazu, dass in der 
Kommunalpolitik nur wenige grundsätzliche Entscheidungen getroffen werden. 
Dadurch werden auch den drei Demokratieformen auf kommunaler Ebene enge 
Grenzen gesetzt, die die Politikwissenschaft stärker zu berücksichtigen hat. Die loka-
le Politikforschung kann sich nicht nur auf die Input-Legitimität kommunaler Demo-
kratie(re)formen konzentrieren (vgl. kritisch bereits Gissendanner 2002: 182 f.), son-
dern es ist auch zu untersuchen, welchen Beitrag diese Formen zu effektiven und 
effizienten Problemlösungen (also zur Output-Legitimität, vgl. die komplexe Demo-
kratietheorie im zweiten Kapitel) leisten können.  

Aus der Rechtsstellung der Kommunen ergibt sich auch, dass die kommunale Ver-
tretungskörperschaft früher häufig eher als Verwaltungsorgan denn als Parlament 
eingeordnet wurde, weil sie z. B. keine Gesetze verabschieden und sich auch keine 
eigene Verfassung geben kann. Aber insbesondere in den größeren Kommunen 
haben sich die sonstigen Arbeitsstrukturen in den Vertretungskörperschaften durch-
aus den Arbeitsstrukturen von Parlamenten angenähert, so dass in der empirisch-
orientierten lokalen Politikforschung der Begriff Kommunalparlamente sich langsam 
durchsetzt (Bogumil/Holtkamp 2006). Die Kommunalparlamente sind ihrerseits in 
ein präsidentielles System eingefasst, in der der Regierungschef bzw. Bürgermeister 
direkt gewählt wird und nur mit hohen Hürden vom Parlament abgesetzt werden 
kann (vgl. zu den Unterscheidungskriterien zwischen Parlamentarismus und Präsi-
dentialismus Satori 1994: 106; Holtkamp 2008a). 

Darüber hinaus ist der geringe Professionalisierungsgrad lokaler Parteien und Rats-
fraktionen zu berücksichtigen, der u. a. auf die geringe staatliche bzw. kommunale 
Finanzierung der Parteien zurückzuführen ist. So gibt es in Deutschland keine staat-
liche Rückerstattung von kommunalen Wahlkampfkosten, und die Ratsmitglieder 
versehen ihr Mandat prinzipiell ehrenamtlich. Zusätzlich ist es aufgrund der absolut 
geringen Anzahl der Parteimitglieder grundsätzlich schwerer, parallel zur kommuna-
len Fraktion eine funktionsfähige Parteiorganisation aufzubauen. Für lokale Parteien 
gilt also in besonderem Maße, dass Parteien Freiwilligenorganisationen darstellen, 
während hauptamtliche Akteure nur wenig anzutreffen sind. Durch diese Organisa-
tionsschwäche und die mangelnde Professionalisierung ist es für Parteien und Frak-
tionen auch nur bedingt möglich, alternative parteipolitische Konzepte zu entwi-
ckeln, die auch gegen die eher einzelfall- und regelungsorientierte Kommunalver-
waltung durchgesetzt werden können. Zugleich besteht kein Parteienmonopol wie 
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auf Bundes- und Landesebene. Die Wählergemeinschaften werden in den Kommu-
nen zunehmend bedeutender – auch durch die Einführung eines stärker personen-
orientierten Wahlrechts in vielen Bundesländern (Kumulieren und Panaschieren) und 
die Aufhebung der 5 %-Hürde.  

Allerdings nehmen viele der skizzierten Spezifika mit wachsender Gemeindegröße 
ab, so dass gerade mittlere und größer Kommunen besser mit der Landes- und Bun-
desebene verglichen werden können als kleine Gemeinden.  

Aus theoretischer Perspektive ist abschließend hervorzuheben, dass dieses Buch 
nicht ausschließlich einem theoretischen Ansatz folgt, sondern an konkreten kom-
munalen Beispielen werden neben dem historischen Institutionalismus auch andere 
Theorien, wie z. B. die komplexe Demokratietheorie, der Rational-Choice-
Institutionalismus, die verhandlungsdemokratischen und postdemokratischen Ansät-
ze durchgespielt. Theorien werden hier verstanden als unterschiedliche „Brillen“, an 
denen nicht dogmatisch festgehalten wird, sondern die dazu dienen, jeweils unter-
schiedliche Beobachtungsperspektiven einzunehmen (Moldaschl 2010) und empi-
risch zu überprüfende Hypothesen zu generieren. Dadurch wird der Untersuchungs-
gegenstand der kommunalen Demokratie von unterschiedlichen theoretischen Per-
spektiven betrachtet (vgl. bereits Holtkamp 2012). 

Abbildung 1:  Kommunale Spezifika 
R e g i e r u n g s s y s t e m :

- Präsidentiell

- Direkte Demokratie

- Begrenzte Spielräume

- eingeschränkte Parlamentsrechte

F i n a n z i e r u n g :

- ehrenamtliche Mandatsträger

- keine Wahlkampfrückerstattung

K o m m u n a l e  „ N ä h e “

- Räumlich
- Sachlich
- Sozial
- Emotional

W a h l r e c h t :

- stärker personenorientiert
- Häufig keine 5% - Hürde
- Keine Parteienmonopol

 

Quelle: eigene Darstellung 

Empirisch stützt sich das vorliegende Buch auf drei 2015 abgeschlossene For-
schungsprojekte des Autors in Kooperation mit Kollegen aus Bochum, Wuppertal, 
Kaiserslautern, Marburg und Freiburg: 

• Direktdemokratische Institutionen in der Konkordanz- und Konkurrenzdemo-
kratie (Fritz Thyssen Stiftung) 
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• Ursachen kommunaler Haushaltsdefizite (Deutsche Forschungsgemeinschaft) 

• Politische Partizipation und Repräsentation von MigrantInnen in Deutschland 
(Wissenschaftsministerium NRW) 

In allen drei Projekten wurden intensive quantitative und qualitative Vergleiche der 
kommunalen Entscheidungsstrukturen durchgeführt. Ergänzt werden diese Daten 
durch vorher vorgelegte konzeptionelle Studien zur kooperativen, direkten und re-
präsentativen Demokratie (Holtkamp 2008a, b; Holtkamp et al. 2006) und durch die 
Abschlussarbeiten an der FernUniversität Hagen, die in der Regel von erfahrenen 
kommunalen Praktikern vorgelegt wurden und meist als qualitative Studien einen 
tiefen Einblick in die kommunale Demokratie in unterschiedlichen Bundesländern 
bieten. Zudem werden neuere Studien anderer Forscher berücksichtigt.  

Als erstes sollen aber im zweiten Kapitel die notwendigen demokratietheoretischen 
Grundlagen zum Verständnis der empirischen Studien gelegt werden. Daran an-
schließend werden die Ergebnisse zur repräsentativen, direkten und kooperativen 
Demokratie präsentiert, um zum Schluss die Ergebnisse zusammenzufassen und 
einen Ausblick auf zukünftige Forschungsperspektiven zu geben.  

 

 

 




